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Politisches Prisma

Ermahnung
Wolfgang Schäuble: 
Will, dass Deutsche 
länger als bis 67 Jahre 
arbeiten. 
Foto: CDU/Laurence Chaperon

Der Bundesfinanzminister bleibt hart. Mehr-
fach bekräftigte Wolfgang Schäuble in den ver-
gangenen Tagen, dass es einen Zusammen-
hang zwischen Lebensarbeitszeit und Lebens-
erwartung gebe. Schäuble: „Darüber kann 
man sich empören, aber bestreiten kann man 
es nicht.“ Er plädiert dafür, den Renteneintritt 
über die beschlossene Grenze von 67 Jahren 
hinaus anzuheben. Mit dieser Forderung hat 
der Minister die Debatte um eine Zurücknah-
me der Rentenkürzungen, wie sie von der rot-
grünen Bundesregierung durchgesetzt worden 
ist, weiter befeuert, möglicherweise auch als 
Wahlkampfthema in Stellung gebracht. Doch 
mit der Fixierung allein auf die Alterssicherung 
ist das Rentenproblem nicht zu lösen. Denn 
jede Alterssicherung ist nur so gut wie die Ar-
beitsplätze, aus denen sie gespeist wird. has

Lehren
Testuro Aikawa: 
Entschuldigt sich für 
25 Jahre Betrug  
am Kunden. 
Foto: imago/Kyodo News

„Kunden kauften unsere Fahrzeuge basierend 
auf falschen Daten zum Kraftstoffverbrauch. 
Ich kann nichts anderes tun als mich entschul-
digen.“ Dieser Satz stammt nicht etwa aus VW-
Kreisen. Nein. Mitsubishi-Präsident Testuro 
 Aikawa musste am Dienstag eingestehen, dass 
sein Konzern seit 25 Jahren Verbrauchswerte 
manipuliert. Aikawa ist damit zwielichtiger 
Mitspieler im verwirrenden Schauspiel um ge-
fälschte Abgaswerte. Seit sieben Monaten steht 
Volkswagen für ebensolche Manipulationen in 
den USA am Pranger. Andere Autobauer ver-
hielten sich in dieser Zeit auffallend ruhig. 
Nun ist zumindest klar, dass VW sich zu früh 
hat erwischen lassen: Denn der Konzern profi-
tierte nur acht Jahre von der Schummelsoftwa-
re. Und dann hat sich VW mit den Falschen an-
gelegt: Mitsubishi schummelte offenbar nicht 
direkt in den Vereinigten Staaten.  lis

Grenzenlos
Eugene Kaspersky: 
Wundert sich, dass 
KKW nicht häufiger 
mit Software  
angegriffen werden. 
Foto: Kaspersky Lab

Die Meldung war schockierend: Schadpro-
gramm im Kernkraftwerk Gundremmingen. 
Was war geschehen? Die Betreiber RWE Power 
und Eon Kernkraft lassen sich ungern in die 
Karten schauen. Nur so viel: Ein Computer, der 
Steuerungsprotokolle für die Lademaschinen 
der Brennelemente erstellt, wurde infiziert. 
Der Schädling konnte jedoch keine Online-
Verbindung aufbauen. Doch Entwarnung darf 
es nach Ansicht von Eugene Kasperksy, dem 
schillernden Star der Cybersicherheitsszene, 
nicht geben. „Mich überrascht eher, dass wir 
nicht häufiger von solchen besorgniserregen-
den Fällen hören.“ Meist reicht ein USB-Stick 
mit Software, um kritische Infrastrukturen zu 
schädigen. Demnächst – im Internet der Dinge 
– dürfte das noch einfacher gehen. Gundrem-
mingen jedenfalls ist auch nach seinem Ab-
schalten 2021 überall: im tschechischen Teme-
lin wie im belgischen Tihange. Ein Schadpro-
gramm kennt keine Grenzen.   rb
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Leserbriefe

Kein Lebensretter mit 
Mobilfunklücken
„Lebensretter aus der Steckdose“ 
(Nr. 14/16, rb)
Es wird in dem Artikel berichtet: „Smartphone, 
App, Zigarettenanzünder und IT-Plattform – das 
sind die Komponenten eines E-Calls für jeden Au-
tobesitzer.“
Nachdem die Notrufe über die Mobilfunknetze in 
Deutschland abgesetzt werden müssen und diese 
mitnichten flächendeckend vorhanden sind (wie 
bei der Deutschen Bahn), wird die Entdeckung 
von Unfällen vor allem nachts in den vielen 
deutschlandweit und großflächig nicht versorgten 
Gebieten nach wie vor dem Zufall überlassen blei-
ben müssen. Wohl dem, der dann nicht im Bayeri-
schen Wald, im Schwarzwald, auf der Schwäbi-
schen Alb oder den vielen sonstigen von den Mo-
bilfunkbetreibern absichtlich vernachlässigten 
Gebieten unterwegs ist. In den gut versorgten Ge-
bieten kommen permanent potenzielle Helfer vor-
bei, die Hilfe leisten und herbeiholen können.  
Man kann gespannt sein, wie die Netzbetreiber 
bei E-Call auf diesen Mangel reagieren werden. 
Wahrscheinlich so wie bisher – nämlich nicht. 
Insofern lässt der „Lebensretter“ dann wohl auf 
sich warten, wie bisher.  Klaus Franz
  Sindelfingen-Maichingen

Musk kümmert sich um 
Ladestationen 
Politisches Prisma: „Schaumschläger“ 
(Nr. 14/16, rb)
Laut Autobild erreicht kein einziges europäisches 
und japanisches Modell schon heute 300 km. Spit-
zenreiter ist mit 240 km der Zoe oder mit 250 km 
der Nissan Leaf. Beim Renault kommt noch die 
Batteriemiete dazu, beim Leaf je nach Angebot 
auch. Die von der Größe mit dem Tesla vergleich-
baren Modelle Golf oder i3 sind dagegen teurer 
und schaffen nur ca. 200 km.
Musk als Schaumschläger zu bezeichnen, er-
scheint mir zudem sehr arrogant. Sein Spitzenmo-
dell S ist trotz des hohen Preises in Deutschland 
auf Platz eins der E-Auto-Zulassungsstatistik, und 
er ist der Einzige, der sich auch um (bislang kos-
tenlose) Ladestationen kümmert.   Dirk Brunken
  E-Mail

Zu schüchterne Einstellung
„Ingenieure und ihre Schwäche für islamischen 
Terrorismus“ 
(Nr. 15/16, cer)
Da kann man mal sehen, was für Unsinn bei sta-
tistischen Erhebungen rauskommen kann. Außer-
dem stört mich an diesem Artikel, dass der Autor 
keine, eine ambivalente oder aus meiner Sicht zu 
schüchterne Einstellung zu den Thesen des Bu-
ches hat. Ja, es gibt einfache Antworten. Und 
wenn gerade Ingenieure solche suchen, umso bes-
ser. Das Schlimme ist ja, dass viele Politiker das 
Politikchinesisch pflegen und ausbauen, um dem 
gemeinen Bürger, wozu sich auch die meisten In-
genieure zählen, zu suggerieren, dass er von die-
sem Metier nichts verstünde, dass es für ihn zu 
kompliziert sei. Manche Potentaten wünschen 
sich aber dann auch wieder Technokraten in ihre 
Regierung, weil sie vermuten, dass der Ingenieur 
zu ideologiefreien (auch ethik- und moralfreien?) 
Entscheidungen neigt.   Wolfgang Schlenzig
  Berlin
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VDI nachrichten: Frau Professor 
Kemfert, in Paris haben sich 
195 Staaten dazu verpflichtet, die 
Klimaerwärmung unter 2 °C zu hal-
ten. Wird das gelingen?
Kemfert: Paris war ein wichtiges 
Signal für den globalen Klimaschutz. 
Um das 2-Grad-Ziel zu erreichen, 
muss der Klimaschutz weltweit stär-
ker vorangetrieben werden. Kluger-
weise entstand das Pariser Abkom-
men durch einen Bottom-up-Prozess: 
Jedes Land hat seine Klimaschutzziele 
ohne Druck selbst bestimmt. Dadurch 
besteht jetzt die Chance, dass alle hal-
ten, was sie versprochen haben.

Um das Ziel zu erreichen, müssen 
wir uns von fossilen Energieträgern 
verabschieden. Doch weltweit 
nimmt der Energiebedarf zu. Wie 
schnell werden wir das Klimaschutz-
ziel wieder kippen?
In der Tat müssen wir einen Großteil 
der fossilen Energien im Boden belas-
sen, um die Klimaziele zu erreichen. 
Vor allem muss der Anteil von Kohle-
strom sinken. In den USA und in China 
wurde begonnen, die Kohleverstro-
mung zurückzufahren – in den USA, 
um vor allem die Gaswirtschaft zu stär-
ken, und in China weniger aus Klima-
schutzambitionen, sondern zur ge-
sundheitlichen Entlastung der Bevöl-
kerung. Aber im Ergebnis sind es 
Schritte in die richtige Richtung. Auch 
die Finanzmärkte reagieren: Große 
Fonds ziehen Investitionen aus fossilen 
Energien ab und orientieren sich neu.

Ist es ein Fehler, dass das Abkom-
men keinen Sanktionsmechanismus 
bei Nichteinhalten der Ziele beinhal-
tet?
Die Erfahrung aus früheren Klimaab-
kommen hat gezeigt, dass Top-down-
Vereinbarungen, also von oben herab 
bestimmt und mit Sanktionen belegt, 
kläglich gescheitert sind. Der Charme 
des Pariser Abkommens besteht in der 
Freiwilligkeit. Die Länder haben die 
Maßnahmen selbst gewählt. Niemand 
möchte zugeben, dass er seine selbst 
gesteckten Ziele nicht erreicht. So ent-
steht ein positiver Wettlauf um den ef-
fizientesten Klimaschutz.

Deutschland will Vorbild sein. Beim 
Strom liegt der Anteil der erneuerba-
ren Energien hierzulande bei 32,6 %. 
Nun soll das Erneuerbare-Energien-
Gesetz dahin novelliert werden, dass 
Subventionen nur noch ausgeschrie-
ben werden. Wird das die Energie-
wende verlangsamen?
Man erhofft sich vom Verfahren der 
Ausschreibung, die Kosten der Ener-
giewende zu senken. Gleichzeitig sol-
len die vorgegebenen Ausbaukorridore 
genau eingehalten werden, also wel-
chen Anteil erneuerbare Energien bis 
2020, 2025 und 2050 am Strom haben. 
Beide Ziele drohen verfehlt zu werden, 

„Energiewende 
gefährdet“

das weiß man aus Erfahrungen mit 
Ausschreibungen generell und aus an-
deren Ländern. Leider ist die Gefahr 
groß, dass so die Energiewende in 
Deutschland ausgebremst wird.

Warum?
Zum einen vermindern Ausschrei-
bungen die Planungssicherheit und 
erhöhen die finanziellen Risiken für 
Investoren. Die entsprechenden Risi-
koaufschläge machen die Energie-
wende teurer, als wenn man bei einem 
festen Vergütungssatz bliebe. Zum an-
deren werden die Ausbaukorridore 
verfehlt, wenn Unternehmen eine 
Ausschreibung gewinnen, aber aus 
vielfältigen Gründen den Baubeginn 
verzögern. Zudem wird die Akteurs-
vielfalt bedroht, weil kleine Akteure 
die großen Aufwendungen gar nicht 
leisten können. 

Um kleinen Akteuren wie Bürgerini-
tiativen eine Chance zu geben, gel-
ten für sie Ausnahmen. Sie müssen 
z. B. teure immissionsschutzrechtli-
che Genehmigungen nicht schon zur 
Ausschreibung vorweisen. Reichen 
solche Sonderregeln denn nicht? 
Diese Sonderregeln sind nichts als ein 
Eingeständnis der Bundesregierung, 
dass kleine Akteure stark benachteiligt 
sind. Und sind ein hilfloser Versuch, 
dem entgegenzuwirken. Faktisch be-
deuten sie mehr Planwirtschaft. Das 
widerspricht der Idee der Bundesregie-
rung, die erneuerbaren Energien ver-
stärkt in den freien Markt zu integrie-
ren. Gerade Akteursvielfalt war bisher 
der Erfolgsgarant der Energiewende. 
Bürgerenergiegenossenschaften sind 
die großen Verlierer dieser Reform.

Statt die Förderungen zu begrenzen, 
könnte man den Netzausbau unter-
stützen. Denn das überlastete Netz 
wird ja häufig als Notwendigkeit für 
Ausbauobergrenzen verwendet. 

Klimapolitik: Claudia Kem-
fert, Expertin des DIW Berlin, 
über den aktuellen Stand der 
Energiewende und die geplante 
Novelle des Erneuerbare- 
Energien-Gesetzes (EEG).

Der Erfolg der Energiewende hängt 
nicht am Netzausbau. Der Ausbau der 
erneuerbaren Energien kann uneinge-
schränkt fortgeführt werden. Wir kön-
nen anhand unserer Studien und Mo-
dellsimulationen belegen, dass ein 
Netzausbau zwar nicht schädlich, aber 
auch nicht zwingend notwendig ist.

Wie kommen Sie zu dieser Schluss-
folgerung?
Mit der Energiewende wird das deut-
sche Stromsystem komplett transfor-
miert: Wir kommen von einem kon-
ventionellen Stromsystem mit Kern- 
und Kohlekraftwerken. 45 % des 
Stroms werden noch heute aus Kohle 
gewonnen. Derzeit haben wir einen 
Stromangebotsüberschuss und ver-
kaufen diesen in unsere Nachbarlän-
der. Der Strompreis an der Börse ist so 
niedrig wie nie. Wir könnten problem-
los die ineffizienten Kohlekraftwerke 
abschalten. In Folge würde sich nicht 
nur das vorherrschende Überangebot 
vermindern, sondern es wären auch 
die Stromnetze weniger belastet.

Also ist der Netzausbau kein Erfor-
dernis der Energiewende?
Nicht die erneuerbare Energie von 
morgen braucht zusätzliche Netze, 
sondern der hohe Überschuss des 
Kohlestroms von gestern. Die erneu-
erbaren Energien sollen hier nur als 
Sündenbock herhalten, um einen 
überdimensionierten Stromnetzaus-
bau zu rechtfertigen. Dabei wären de-
zentrale, intelligente Netze samt Last-
management und mittelfristig mehr 
Speicher viel wichtiger.

Wenn Subventionen per Ausschrei-
bungen vergeben werden, fördert 
das nicht Effizienz bei den erneuer-
baren Energien?
Nicht wirklich. Das ist pure Planwirt-
schaft. Und Effizienz ist nicht durch 
Planwirtschaft zu erreichen. Man will 
ausgerechnet die kostengünstigste 
Form der erneuerbaren Energien de-
ckeln, die Windenergie an Land, und 
dafür teure Offshore-Windenergie aus-
bauen. Systemdienlichkeit oder Ver-
sorgungssicherheit sind bei den Aus-
schreibungen gar nicht vorgesehen.

Sehen Sie die Gefahr, dass die gro-
ßen Versorger versuchen mit politi-
schem Druck die Energiewende ab-
zuwenden? 
In jedem Fall versuchen sie verzwei-
felt, die Vergangenheit zu konservie-
ren, und tun das leider recht erfolg-
reich: Wir haben nun eine Braunkoh-

lereserve, die niemand braucht. Sie ist 
überflüssig, ineffizient und teuer. Wir 
haben bereits zahlreiche Kapazitätsre-
serven: Netzreserve, Klimareserve, 
systemrelevante Gaskraftwerke, Si-
cherheitsbereitschaft für Braunkohle-
kraftwerke, abschaltbare Lasten sowie 
Stilllegungsverbote. Trotzdem werben 
die Versorger für weitere. Das sind al-
les mehr oder weniger gut versteckte 
Subventionen.

Erneuerbare Energien sollen auch 
im Verkehr und bei Wärme Einzug 
erhalten. Macht es denn Sinn, heu-
te Autos mit Energie zu betanken, 
wenn diese vielleicht aus der Braun-
kohle kommt? 
Elektromobilität macht in der Tat nur 
Sinn, wenn man erneuerbare Ener-
gien nutzt. Genau deswegen sollten 
wir erneuerbare Energien weiter aus-
bauen, statt sie zu drosseln. Wir brau-
chen generell eine nachhaltige Mobi-
litätsstrategie, die auf fossile Energien 
verzichtet und alternative Kraftstoffe 
und Technologien fördert. Der Diesel-
skandal verdeutlicht, dass auch die 
Autoindustrie lieber die Vergangen-
heit konserviert, als die großen wirt-
schaftlichen Chancen von morgen zu 
nutzen. 

Die Speichertechnologien kommen 
heute aus Korea oder dem Silicon 
Valley. Verpassen wir als Vorreiter 
der Energiewende da etwa gerade 
den Anschluss? 
Ja, und das ist mehr als bedauerlich! In 
Deutschland gibt es sehr gute Forscher 
und eine starke Wirtschaft, also beste 
Voraussetzungen, weltweit Vorreiter 
für Speichertechnologien zu sein. 

Stattdessen überlassen wir die erfolg-
reichen Märkte anderen. Dabei sind 
die wirtschaftlichen Chancen riesig.

Wer soll denn die Infrastruktur für 
die Elektromobilität liefern?
Gerade für Ballungsräume ist Elektro-
mobilität interessant, da sie wenig 
Lärm und Feinstaub produziert und 
mit dem öffentlichen Personenver-
kehr gut kombiniert werden kann. Für 
den Ausbau der Infrastruktur müssen 
wir die Rahmenbedingungen schaf-
fen. Elektromobilität ist in einem auf 
Nachhaltigkeit ausgerichteten Mobili-
tätskonzept ein Baustein von vielen: 
Derzeit werden fossile Kraftstoffe be-
vorzugt, Diesel wird sogar indirekt 
subventioniert. Der erste Schritt wäre, 
diese Bevorzugung abzuschaffen, die 
Dieselsteuer anzuheben und stattdes-
sen den Ausbau von Ladeinfrastruktur 
finanziell zu unterstützen.

Wie stark bremst der niedrige Öl-
preis die Energiewende?
Der niedrige Ölpreis ist Gift für die 
Energiewende. Er ist vor allem ein 
Hemmnis für die energetische Gebäu-
desanierung und die nachhaltige Mo-
bilität. Investitionen werden hier jetzt 
oftmals geschoben. Sobald der Ölpreis 
niedrig ist, sollte die Regierung gegen-
steuern und die Steuern erhöhen. Aus 
den Einnahmen ließen sich klima-
schutzfreundliche Antriebe sowie eine 
Ladeinfrastruktur fördern. 

Der Strompreis hat im Zuge der 
Energiewende für den Privatver-
braucher stark zugelegt. Das liegt 
aber nicht nur an der EEG-Umlage, 
sondern auch an den Steuern. Sollte 

der Staat auf diese verzichten, um 
die Akzeptanz für die Energiewende 
zu stärken? 
Der Preis für Privatpersonen hängt vor 
allem daran, dass der niedrige Börsen-
strompreis nicht bei ihnen ankommt. 
Nur energieintensive Unternehmen, 
die von Steuern und Umlagen befreit 
sind, profitieren davon. Sobald Kohle- 
und Kernenergie verschwinden, steigt 
zwar der Börsenstrompreis, aber die 
EEG-Umlage sinkt. Dann würden vo-
raussichtlich auch Privatpersonen we-
niger bezahlen müssen. 

Was kostet die Energiewende?
Der wahre Kosten-Tsunami entsteht 
durch Altlasten der Kohle- und Kern-
energie. Würden Endlagerkosten und 
Subventionen in den Strompreis ein-
kalkuliert, wäre Atomstrom unbezahl-
bar. Kohle hat hohe Folgekosten durch 
Schäden beim Abbau sowie durch die 
Feinstaubbelastungen. Von den ge-
waltigen Subventionen ganz zu 
schweigen. Diese Kosten wurden nur 
nie über den Strompreis, sondern 
über den Staatshaushalt bezahlt. So-
mit waren sie unsichtbar. Im Vergleich 
dazu ist die Energiewende spottbillig. 
Und wir dürfen nicht vergessen, dass 
es sich dabei um Investitionen han-
delt, die Wertschöpfung und Arbeits-
plätze hervorbringen.

Bräuchten wir ein Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz überhaupt, wenn wir 
funktionierende CO2-Zertifikate hät-
ten?
Hohe CO2-Preise wären sehr wir-
kungsvoll, um den Markt von der kon-
ventionellen Erzeugung zu bereini-
gen. Allerdings funktioniert der Emis-
sionsrechtehandel klimapolitisch 
nicht: Die CO2-Preise liegen derzeit 
pro Tonne CO2 bei 7 €, man bräuchte 
aber einen Preis von 40 € bis 60 €, um 
ausreichende Anreize für Klima-
schutzinvestitionen zu geben. Für ei-
ne erfolgreiche Energiewende braucht 
es aber ohnehin weitere Anreize. 

Warum?
Im Stromsektor ist der CO2-Handel 
wirkungslos, in anderen Sektoren wie 
Transport oder im Gebäudebereich ist 
ein solches Instrument nicht praktika-
bel. Man braucht beispielsweise eine 
finanzielle Förderung der Gebäudesa-
nierungen oder auch die steuerliche 
Begünstigung von alternativen Kraft-
stoffen. Eine kluge Energiewende be-
darf verschiedenster Steuerungsmaß-
nahmen, damit sie erfolgreich wird.
  CHRISTOPH BÖCKMANN

Claudia Kemfert 
befürchtet, dass die 
geplante Novellie-
rung des EEG die 
Energiewende aus-
bremsen könnte. 
Das Foto entstand 
in der alten Schalt-
zentrale des Berli-
ner E-Werks.  
Foto: Roland Horn

Claudia Kemfert

- leitet seit 2004 die Abteilung 
Energie, Verkehr, Umwelt am 
Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW ). 

- ist seit 2009 Professorin für 
Energieökonomie und Nach-
haltigkeit an der Hertie 
School of Governance. 

-wurde 2012 von Norbert Rött-
gen (CDU) in sein Schatten-
kabinett als Energieministe-
rin in Nordrhein-Westfalen 
und 2013 von Thorsten Schä-
fer-Gümbel (SPD) als Ener-

giebeauftragte in Hessen be -
rufen. 

-war Beraterin von EU Präsi-
dent José Manuel Barroso. Au-
ßerdem ist die Professorin in 
Beiräten verschiedener For-
schungsinstitutionen sowie 
Bundes- und Landesministe-
rien wie auch in der EU-Kom-
mission tätig. 

-hatte von 2004 bis 2009 die 
Professur für Umweltökono-
mie an der Humboldt-Univer-
sität inne.  cb

Glossar:

-2-Grad-Ziel: Vorhaben, die 
globale Erwärmung auf 
weniger als 2 C° gegen-
über dem Niveau vor Be-
ginn der Industrialisie-
rung zu begrenzen.

-Ausbaukorridore: Der 
Energieanteil an der 
Stromerzeugung aus Son-
ne, Wind & Co. soll bis 
zum Jahr 2025 auf 40 % 
bis 45 % und bis zum Jahr 
2035 auf 55 % bis 60 % 
ausgebaut werden. 

-Ausschreibungen: Bisher 
waren feste Fördersätze 
im EEG garantiert. Künf-
tig soll die Förderung 
ausgeschrieben und so 
begrenzt werden: Das Ge-
samtfördervolumen wird 
beschränkt. Zuschlag für 
eine Förderung bekom-
men nur die Betreiber, die 
bei der Ausschreibung die 
günstigsten Gebote abge-
geben haben.  cb


